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Betrifft: Auswirkungen der Kohäsionspolitik der Union auf die Verringerung sozialer 
Ungleichheiten in der Union

Die Kohäsionspolitik ist die wichtigste Investitionsstrategie der Union, um die wirtschaftliche, soziale 
und territoriale Kohäsion in der Union zu stärken, indem Ungleichgewichte und Ungleichheiten 
zwischen den Mitgliedstaaten und innerhalb der Mitgliedstaaten abgebaut werden.

In einer kürzlich veröffentlichten Studie1, die auf einer Umfrage unter 2,4 Mio. Befragten in der Union 
beruhte und in der die Auswirkungen der Kohäsionspolitik auf Einkommensungleichheiten in 231 
europäischen Regionen von 1989 bis 2017 bewertet wurden, werden jedoch widersprüchliche 
Wirkungen festgestellt. Obwohl die Studie bestätigt, dass sich die Kohäsionspolitik der Union 
insgesamt positiv auf das durchschnittliche Wirtschaftswachstum der einzelnen Regionen auswirkt, 
scheint sie in erster Linie hoch qualifizierten und reicheren Haushalten zugutezukommen. Gering 
qualifizierte Arbeitnehmer oder Haushalte, die von Armut und sozialer Ausgrenzung betroffen sind, 
werden damit nicht erreicht, und somit verschärft die Kohäsionspolitik die Ungleichheiten in den 
Regionen der Union.

Plant die Kommission vor dem Hintergrund dieser jüngsten empirischen Erkenntnisse und der 
Empfehlung, statt ortsbezogener Maßnahmen eine stärker auf den Menschen ausgerichtete Politik zu 
verfolgen, die Wirksamkeit der Kohäsionspolitik bei der Verringerung intraregionaler Ungleichheiten 
zu überprüfen und entsprechende Änderungen für die Förderkriterien vorzuschlagen? Welche 
anderen konkreten Maßnahmen gedenkt die Kommission zu ergreifen, um sicherzustellen, dass die 
Kohäsionspolitik der Union die sozialpolitischen Ziele der Union ergänzt?
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